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Beschlussvorlage 
21/024/2019 

Aktenzeichen 

 

Datum 

19.09.2019 

Abteilung/Sachgebiet 

Sachgebiet 21 

Sachbearbeiter 

Herr Märte 

Beratung Datum Behandlung Zuständigkeit 

Jugendhilfeausschuss 17.10.2019 öffentlich Vorberatung 

Kreisausschuss 18.03.2020 öffentlich Vorberatung 

Kreistag 02.04.2020 öffentlich Entscheidung 
 

Betreff 

Jugendhilfe;  
Beteiligung des Landkreises an den Kosten des therapeutischen Heimes 
"Puerto Murnau" in Trägerschaft von Condrobs   
- Kreistagsvorlage - 
 
Anlagen: 

Antrag 
Betriebserlaubnis 

 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Es wird eine einmalige Beteiligung des Landkreises an den Kosten des thera-

peutischen Heimes „Puerto Murnau“ von Condrobs e.V. in Höhe von € 

15.000,--  beschlossen. 
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I. Grund (Anlass) der Behandlung 

Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung oder in einer sonstigen betreuten 

Wohnform soll Kindern und Jugendlichen durch eine Verbindung von Alltags-

erleben mit pädagogischen und therapeutischen Angeboten in ihrer Entwick-

lung fördern.   

 

Condrobs hat das therapeutische Heim „Puerto Murnau“ von 2016 bis 2018 für 

Jugendliche und minderjährige, unbegleitete Flüchtlinge betrieben. Mit E-Mail 

vom 02.10.2019 beantragt Condrobs nun eine einmalige finanzielle Beteili-

gung an den Kosten. Begründet wird dies mit der Ausnahmesituation der Jah-

re 2015/2016.     

 

 
 

II. Sach- und Rechtslage 

Sachlage 

Das Amt für Kinder, Jugend und Familie des Landkreises hat mit dem örtlichen 

Caritas-Zentrum und Condrobs im Zeitraum der sogenannten Flüchtlingskrise 

in den Jahren 2015 und 2016 eng zusammengearbeitet. Zum damaligen Zeit-

punkt bestand Einigkeit, dass die Errichtung einer intensiv-therapeutischen  

Jugendhilfeeinrichtung insbesondere wegen der unbegleiteten, minderjährigen 

Ausländer unerlässlich sein wird. V.a. die schwer traumatisierten minderjähri-

gen Flüchtlinge waren in der Caritas-Einrichtung nicht behandelbar, therapeu-

tische Plätze waren in ganz Bayern nicht mehr verfügbar. Die Prognose für die 

Ankunft von weiteren unbegleiteten, minderjährigen Ausländern lag – losgelöst 

von der absoluten Spitze im Herbst 2015 bzw. Winter 2015/2016 - weiterhin 

auf einem konstant hohen Niveau. Die Vorgaben und Prognose der Regierung 

von Obb. haben sich aus verschiedenen Gründen (u.a. bundesweite Vertei-

lung!) als nicht zutreffend erwiesen, die Zahlen blieben schlussendlich weit 

hinter den Erwartungen zurück. Durch den Rückgang der Zahl an geflüchteten 

Menschen konnte Condrobs nie eine Vollbelegung erreichen, so dass bis heu-

te nach Angaben des Finanzvorstandes ein Verlust von über € 300.000,-- für 

den Verein entstand. 
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Um den Schaden zu begrenzen hat Condrobs e.V. die Einrichtung 2018 als 

Jugendhilfeeinrichtung geschlossen. Der Verein nutzt die Immobilie aktuell als 

Unterkunft für Asylsuchende und bezieht dafür Miete über das Ausländeramt. 

 

Rechtlicher Hintergrund 

Eine therapeutische Unterbringung ist eine Form der Hilfe zur Erziehung nach 

§ 34 SGB VIII.  

 

Mit den Leistungserbringern sind vom örtlichen Jugendamt Vereinbarungen 

über die Ausgestaltung des inhaltlichen Angebots, des Entgelts und der Quali-

tätsentwicklung abzuschließen. In den § 78a-g des SGB VIII sind die Modalitä-

ten zum Abschluss von Vereinbarungen geregelt.  

 

Für die Einrichtung wurde am 02.08.2016 entsprechende Betriebserlaubnis 

über die Heimaufsicht der Regierung von Oberbayern ausgestellt. Mit der Ent-

geltkommission wurde nach § 78 e Abs. 3 SGB VIII am 25.07.2017 eine Leis-

tungsentgeltvereinbarung abgeschlossen. 

 

Auf eine Kostenerstattung durch den Landkreis besteht kein Rechtsanspruch. 

Es handelt sich hierbei um eine freiwillige Leistung im Sinne des § 34 SGB 

VIII.  

 
 

III. Zuständigkeit/Vorbehandlung in Ausschüssen 

Da es sich bei der vorliegenden Vereinbarung nicht um eine gesetzlich vorge-

schriebene Pflichtleistung handelt, muss die Vereinbarung nach §§ 53ff SGB X 

(allgemeine Rechtsgrundlage für öffentlich-rechtliche Verträge) als Beschluss-

vorschlag in den Kreisausschuss und den Kreistag.  
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Finanzielle Auswirkungen? Ja 
 
1  2  3     
 

Gesamtkosten 
der Maßnahmen 
 

€ 15.000.--   

 

 
 
Jährliche 
Folgekosten/-
lasten 
 
keine 

 
 

Projektbezo-
gene 
Einnahmen 
 
-- 

 

  

   
 
x Im Verwaltungshaushalt  Im Vermögenshaushalt  
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